




Vor diesem Hintergrund ist heute mehr denn je ein Richtungs-
wechsel in der Stadtentwicklung zwingend erforderlich: Das 
Potential von P�anzen und Grünräumen muss gezielt genutzt wer-
den. Wir brauchen für Mensch, Tier und Umwelt mehr bep�anzte 
Frei�ächen. Deshalb muss das ö�entliche Grün von Politik und 
Gesellschaft ins Zentrum gerückt werden. Grün in Städten und 
Gemeinden senkt die CO2- und Feinstaubbelastung, verringert 
lokale Hitze, schwächt die Auswirkungen von Starkregen und 
Temperaturextremen und fördert die Artenvielfalt in der Stadt.  
Es verbessert das Mikroklima und trägt so zum Erreichen der 
übergeordneten Klimaschutzziele bei.

GESUNDHEITSVORSORGE � MIT URBANEM GRÜN

Freiräume und Frei�ächen sind zudem als Naherholungsbereiche 
für die Menschen in dieser von Isolation und Abstand geprägten 
Zeit essentielle Orte, an denen man sich erholen und durchat-
men kann. Damit leistet Grün auch einen wichtigen Beitrag zur 
Gesundheitsvorsorge. Im Sinne der Umweltgerechtigkeit ist 
dabei die Verfügbarkeit von Grün�ächen für alle Bürgerinnen und 
Bürger entscheidend. Kurze Wege ins Grün zeichnen die Stadt der 
Zukunft aus. Deshalb muss es ausreichend grüne Inseln in Städten 
und Gemeinden geben.

INNENSTADTBELEBUNG � MIT URBANEM GRÜN

Der Umfang und der Zustand des ö�entlichen Grüns spielt 
zudem in Innenstädten eine wichtige Rolle für die Zeit nach den 
Beschränkungen: Lebendig gestaltete Stadt- und Ortskerne laden 
die Menschen zu Besuchen, zum Einkaufen oder zum Flanieren 
ein. Der aktuell stark betro�ene lokale Einzelhandel, die Gastro-
nomie oder kulturelle Einrichtungen pro�tieren ganz unmittelbar 
von einer nachhaltigen Stadtentwicklung mit Grün. Zur Wieder-
belebung unserer Innenstädte braucht es jetzt einen Richtungs-
wechsel in der Stadtentwicklung: gegen Verödung � für resiliente, 
attraktive und wirtschaftlich erfolgreiche Zentren. Dafür brauchen 
wir eine tragfähige grün-blaue Infrastruktur.

Mit diesen gemeinsamen Überzeugungen legen der Bundesver-
band Garten-, Landschafts- und Sportplatzbau, der Bund deut-
scher Baumschulen, der Bund Deutscher Landschaftsarchitekten 
und der Zentralverband Gartenbau ihre Erwartungen an die Politik 
in der kommenden Legislaturperiode vor.












